Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/2288 


Beratende Versammlung des Europarates 
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Bericht 

über die Tagung der Beratenden Versammlung des Europarates 
vom 11. bis 14. Mai 1971 in Straßburg 


Die 23. Sitzungsperiode der Beratenden Versamm- 
lung des Europarates wurde vom Alterspräsidenten 
Abg. Dr. Carlo Schmid (Frankfurt) (SPD) mit einer 
Rede eröffnet, in der er daran erinnerte, daß vor 
gerade 20 Jahren deutsche Abgeordnete zum ersten 
Mal als vollberechtigte Mitglieder an einer Sitzung 
der Beratenden Versammlung teilgenommen haben. 
Nur einen Teil der großen Erwartungen von damals 
habe der Europärat verwirklichen können, und auch 
die Europäischen Gemeinschaften, für die sich diese 
Versammlung von Anfang an und bis heute mit 
Energie eingesetzt habe, seien noch auf dem Wege 
zur inneren und äußeren Konsolidierung, wie die 
Währungskrise der letzten Tage und die jahrelan- 
gen Beitrittsverhandlungen gezeigt hätten. Solange 
man die technischen Notwendigkeiten nicht den 
politischen unterzuordnen vermöge, gebe es wenig 
Aussicht auf entscheidende Erfolge; aber gerade die 
Ereignisse der letzten Woche hätten gezeigt, daß die 
politische Vernunft sich doch noch durchsetzen 
werde; damit stellten sich aber auch neue Aufgaben 
für die Beratende Versammlung, die sich als ein 
Forum erwiesen habe, auf dem alle die Probleme 
diskutiert werden könnten, die für die europäischen 
Völker und Bürger von Bedeutung seien. Sie richte 
jetzt mehr und mehr ihre Blicke über die Grenzen 
Westeuropas hinaus, wie es gerade die Tagesord- 
nung dieser Sitzung zeige; amerikanische, neusee- 
ländische und arabische Gäste sowie der Präsident 
der Generalversammlung der UNO seien eingela- 
den, um ihre Meinungen vor diesem europäischen 
Forum zu vertreten. In Europa selbst aber werde sie 
nicht aufhören, sich für Frieden, Entspannung und 
Menschenrechte einzusetzen. Bei der anschließenden 
Neuwahl des Präsidiums wurde der Schweizer Dele- 
gierte Olivier Reverdin zum dritten Mal zum Präsi- 
denten und Abg. Dr. Schulz (Berlin) (SPD) zum deut- 
schen Vizepräsidenten gewählt. 


Im Anschluß an den von dem schwedischen Staats- 
minister Lidbom erstatteten Bericht des Minister- 
komitees fand eine Fragestunde statt, in der Abg. 
Dr. Rinderspacher (SPD) nach dem Stand der Aus- 
arbeitung einer europäischen Boden-Charta ähnlich 
der europäischen Wassercharta fragte; die Antwort 
war, daß der Text noch im Laufe dieses Jahres fer- 
tiggestellt werden würde. Auf eine Frage von Abg. 
Frau Klee (CDU/CSU) nach dem seit langem geplan- 
ten Europäischen Jugendfonds antwortete der Mini- 
ster, daß die vorbereitenden Arbeiten voraussicht- 
lich noch in diesem Jahre abgeschlossen würden. 

Als Vorsitzender und Berichterstatter des Geschäfts- 
ordnungsaüsschusses behandelte Abg. Bauer (Würz- 
burg) (SPD) die Frage, wie die Arbeiten der Ver- 
sammlung konzentrierter und wirksamer ablaufen 
könnten und namentlich, ob dem Ständigen Aus- 
schuß größere Vollmachten zugeteilt werden und 
seine Sitzungen öffentlich sein sollten. Der Bericht- 
erstatter und andere Redner, unter ihnen auch Abg. 
Sieglerschmidt (SPD), sprachen sich gegen die Öffent- 
lichkeit von Ausschußsitzungen aus. 

Im Rahmen der Debatte über den vom österreichi- 
schen Delegierten Czernetz vorgelegten Bericht 
über die Lage im Mittelmeer und im Vorderen Ori- 
ent sprach der Staatsminister der Vereinigten Arabi- 
schen Republik Meguid vor der Beratenden Ver- 
sammlung über die Ziele und Grundsätze der ara- 
bischen Politik. In der anschließenden Diskussion er- 
griffen die deutschen Abgeordneten Blumenfeld 
(CDU/GSU), Dr. Schulz (Berlin) (SPD), Dr. Kliesing 
(Honnef), (CDU/CSU), Lenze (Attendorn) (CDU/ 
CSU), Roser (CDU/CSU), Amrehn (CDU/CSU) und 
Sieglerschmidt (SPD) das Wort, um zu einzelnen 
Ausführungen des Ministers genauere Auskunft zu. 
erbitten, namentlich über die uneinheitlichen Äuße- 
rungen ägyptischer Politiker zur israelischen Frage, 
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über das Verhältnis zu Moskau und über die soziale 
und wirtschaftliche Situation des Landes, Der Mini- 
ster beantwortete in einem zusammenfassenden Re- 
sume die einzelnen Anfragen. Abg. Blumenfeld 
(CDU/CSU) stellte zum Abschluß der Debatte als Vor- 
sitzender des Politischen Ausschusses fest, daß sie 
nützlich und aufschlußreich und sachlich gewesen sei 
und Anlaß zu einem gewissen Optimismus hinsicht- 
lich von Verhandlungen zwischen Israel und seinen 
arabischen Nachbarn gebe; ohne direkte Verhand- 
lungen gebe es keine Lösung des Konflikts. Beunru- 
higend sei jedoch die ständig wachsende Präsenz 
der Sowjetunion in diesem Gebiet, die dort zwar 
keinen großen Krieg wolle, aber aus den permanen- 
ten Spannungen politische Vorteile für sich erwarte. 

Der Präsident der Generalversammlung der Verein- 
ten Nationen, Herr Hambro, gab einen Überblick 
über die Aufgaben und Ziele dieser Organisation, 
als deren oberstes Prinzip er die universale Solida- 
rität bezeichnete. Auf eine Frage von Abg. Blumen- 
feld (CDU/CSU) antwortete er, daß Westeuropa in 
der UNO nicht die Rolle spiele, die ihm zukomme. 

Am Nachmittag des 15. Mai 1971 fand ein Gedanken- 
austausch zwischen der Versammlung und Vertre- 
tern der neuseeländischen Kammer statt, deren 
Sprecher Sir Roy Jack und der Führer der Opposi- 
tion, Mr. Kirk, anwesend waren. Als Berichterstatter 
des Politischen Ausschusses nannte Abg. Dr. Klie- 
sing (Honnef) (CDU/CSU) drei politische Aspekte, 
die für das Verhältnis zwischen Europa und Neusee- 
land entscheidend seien; der pazifische Raum ge- 
winne immer mehr an Bedeutung in der Weltpolitik, 
da nicht nur die geographisch angrenzenden Mächte 
USA, Japan, China hier eine entscheidende Rolle 
spielten, sondern auch Sowjetrußland politisch und 
militärisch präsent sei; Europa könne deshalb an der 
Entwicklung in diesem Raum nicht desinteressiert 
bleiben. Die EWG dürfe in ihrer Politik gegenüber 
Drittstaaten nicht an den Lebensinteressen Neusee- 
lands Vorbeigehen, wenn sie ihr Prinzip der Liberali- 
tät nicht ernsthaft in Frage stellen, und in den Dritt- 
ländern unglaubwürdig erscheinen wolle. Schließlich 
spiele in der Frage des Beitritts Großbritanniens zum 
Gemeinsamen Markt die Tatsache der engen wirt- 
schaftlichen und politischen Verflechtungen mit Neu- 
seeland eine entscheidende Rolle; es sei zwar kaum 
vorstellbar, daß an etwas mehr oder weniger 
Fleisch- und Butterimporten die Erweiterung der 
EWG scheitern könne, aber so wenig es für England 
und Neuseeland nur um wirtschaftliche Interessen 
gehe, ebensowenig könne Europa die politischen 
Konsequenzen einer vernünftigen Regelung über- 
sehen. 

Auch Abg. Dr, Hermesdorf (Schleiden) (CDU/CSU) 
als Berichterstatter des Landwirtschaftsausschusses 
ging davon aus, daß die zweifellos vorhandenen 
Schwierigkeiten gelöst werden könnten und müßten; 
es gehe nicht an, daß die Gemeinsdiaft ihre Landwirt- 
schaft subventioniere, um Butter zu Preisen, die um 
ein Drittel unter den neuseeländischen liegen, in 
den Fernen Osten exportieren zu können; nur ein 
weltweites Abkommen für Milchprodukte könne den 
Weltmarkt in Ordnung bringen. Ein Kompromiß, 
der in einer allmählichen Verminderung der neusee: 
ländischen Präferenzen auf dem britischen Markt 


während einer gewissen Übergangszeit bestehe, er- 
scheine denkbar, was allerdings eine gewisse Um- 
stellung der neuseeländischen Wirtschaftsstruktur 
voraussetze, die ja bereits im Gange sei. 

Abg, Frau Klee (CDU/CSU) gab ihrer Überzeugung 
Ausdruck, daß dieser Kompromiß gefunden werden 
könne, da alle Partner bereit seien, sich auf die 
neuen Gegebenheiten einzustellen; Neuseeland be- 
finde sich bereits in einer fortschrittlichen wirt- 
schaftlichen Umstrukturierung, und Europa werde 
sicher nicht die Freundschaft mit einem Land auf der 
anderen Hälfte des Globus aufs Spiel setzen, das sich 
von den gleichen Ideen und Prinzipien leiten lasse 
wie der alte Kontinent. 

Abg. Blumenfeld (CDU/CSU) versicherte zum Ab- 
schluß des Gedankenaustauschs, daß sicher Lösun- 
gen für das zweifellos nicht einfache Problem gefun- 
den würden, die alle Partner zufrieden stellen könn- 
ten; die Beratende Versammlung sei sich immer der 
politischen und wirtschaftlichen Konsequenzen der 
Erweiterung der Gemeinschaft bewußt gewesen und 
trete weiterhin für eine faire Lösung ein. 

Für den zweiten Teil der politischen Debatte lagen 
mehrere Berichte vor über die politischen und wirt- 
schaftlichen Beziehungen zwischen Europa und den 
Vereinigten Staaten, über den Eurodollarmarkt und 
über die transatlantischen Direktinvestitionen. 
Staatssekretär Hillenbrandt vom State Department 
der USA nahm in einem ausführlichen Expose Stel- 
lung zu den gegenwärtigen wirtschaftlichen und fi- 
nanziellen Problemen und zu den möglichen Konse- 
quenzen der Erweiterung des Gemeinsamen Mark- 
tes für den Welthandel und die Währungssituation. 
Auf Fragen von Abg. Lenze (Attendorn) (CDU/CSU), 
ob man in Amerika an eine Abschaffung der Wehr- 
pflicht denke und was man von einer europäischen 
Sicherheitskonferenz erwarten könne, antwortete 
der Staatssekretär, daß auch ein amerikanisches Be- 
rufsheer die Verpflichtungen der USA in der NATO 
gewährleisten würde, und unter gewissen Voraus- 
setzungen könne eine Sicherheitskonferenz nützlich 
sein, die weder zu Befürchtungen noch zu Illusionen 
Anlaß geben solle. Abg. Amrehn (CDU/CSU) und 
Abg. Dr. Kliesing (Honnef) (CDU/CSU) fragten, ob 
die innerpolitischen Entwicklungen in Amerika nicht 
zu einem neuen Isolationismus führen könnten und 
ob es nicht eine falsche Taktik der westlichen Ver- 
bündeten igewesen sei, in den Berlin- Verhandlungen 
bereits Konzessionen anzubieten, da bei der Unnach- 
giebigkeit der Sowjetregierung in der Berlin-Frage 
die Verhandlungen möglicherweise sich totliefen. 
Dazu meinte Staatssekretär Hillenbrand, eine Rück- 
kehr zu den isolationistischen Tendenzen der zwan- 
ziger Jahre sei nicht denkbar, und in den Berlin- 
Verhandlungen habe es keine schwerwiegenden 
Konzessionen gegeben. Im übrigen sei es Sache der 
Deutschen, zu sagen, was für sie annehmbar und was 
nicht annehmbar sei. 

Abg. Lenze (Attendorn) (CDU/CSU) ging in seinem 
Beitrag zur allgemeinen Debatte davon aus, daß sei- 
ner Meinung nach der Westen in den 25 Jahren seit 
Kriegsende in der Weltpolitik an Einfluß verloren 
habe, während die Sowjetunion den ihren immer 
weiter ausdehne und daß die an sich begrüßens- 
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werte Entspannungspolitik in eine gefährliche Be- 
schwichtigungspolitik ausarte. Er glaube zwar nicht, 
daß die Sowjetunion militärische Interventionen in 
Mitteleuropa beabsichtige, aber sie bereite eine 
großangelegte politisch-psychologische Invasion vor, 
und vor allem in den Berlin- Verhandlungen müsse 
man sich auf einen Punkt festlegen, von dem aus 
diesem sowjetischen Vordringen Einhalt geboten 
werden müsse, 

Abg. Roser (CDU/CSU) griff den Vorschlag des fran- 
zösischen Staatspräsidenten Pompidou auf, in allen 
Kabinetten einen Minister für europäische Fragen' 
zu ernennen, der zunächst die Europapolitik seiner 
Regierung im Ministerrat der EWG zu vertreten 
habe, der sich später allmählich zu einer europä- 
ischen Regierung entwickeln könne. Der Redner 
glaubt, daß dieser Vorschlag bis jetzt viel zu wenig 
Beachtung gefunden habe und weiterverfolgt wer- 
den müsse, um den Ministerrat endlich zu einem ent- 
scheidungsfähigen Gremium zu machen und echte 
europäische Tatsachen zu schaffen. 

Zum Abschluß der politischen Debatte äußerte Abg. 
Blumenfeld (CDU/CSU) seine Befriedigung über den 
Verlauf und das Ergebnis der Aussprachen sowohl 
über das Nah-Ost-Problem wie über die europä- 
isch-amerikanischen Beziehungen. Gerade die Krisen 
auf dem Währungsgebiet der letzten Tage hätten 
nochmals die Dringlichkeit der internationalen Ver- 
ständigung und des Fortgangs der europäischen 
Einigung gezeigt. Mit rein nationalen Maßnahmen 
komme man nicht weiter. Es sei aber wenig sinn- 
voll, sich gegenseitig Vorwürfe zu machen; zunächst 
müßten alle Länder ihre Stabilitäts- und Konjunktur- 


politik in den Griff bekommen, dann werde es auch 
zu einer Verständigung mit den Partnern kommen; 
in Europa jedenfalls beginne man, die Notwendig- 
keit einer funktionsfähigen Wirtschafts- und Wäh- 
rungsunion einzusehen, die allerdings eines gemein- 
samen politischen Entscheidungszentrums bedürfe. 

In die Ausschußpräsidien wurden folgende deutsche 
Abgeordnete gewählt: 

Präsident des Politischen Ausschusses: 

Abg. Blumenfeld (CDU/CSU) 

Präsident des Geschäftsordnungsausschusses: 

Abg. Bauer (Würzburg) (SPD) 

Vizepräsident des Kulturausschusses: 

Abg. Frau Klee (CDU/CSU) 

Vizepräsident des Ausschusses für Wissenschaft und 
Technologie: 

Abg. Richter (SPD) 

Vizepräsident des Ausschusses für Bevölkerung und 
Flüchtlinge : 

Abg. Pöhler (SPD) 

Vizepräsident des Haushaltsausschusses: 

Abg. Draeger (CDU/CSU) 

Vizepräsident des Ausschusses für die europäischen 
Nichtmitgliedsländer: 

Abg. Schmidt (Würgendorf) (SPD) 


Bonn, den 3. Juni 1971 


Dr. Schulz (Berlin) 

Der Stellvertretende Sprecher 


Blumenfeld 

Der Sprecher 
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